Neue Regierung - neue Verfassung
Wendezeit in Ecuador

Mit der Wahl von Rafael Correa als Präsident Ecuadors im Jahr 2006 ist vieles ins Rollen geraten. Eduardo Delgado Torres, Leiter der politischen Bewegung «Polo Democratico», versucht die neusten Entwicklungen einzuordnen.

Wendekreis: Herr Delgado, über ein Jahrzehnt lang haben die linken Organisationen und Basisbewegungen für einen radikalen Wandel in der ecuadorianischen Politik gekämpft. Jetzt geht plötzlich alles sehr schnell. Warum?

Eduardo Delgado Torres: In den letzten zehn Jahren hat in der ecuadorianischen Gesellschaft ein Reifungsprozess stattgefunden, dessen Früchte nun geerntet werden können.
Wie ist das zu verstehen?

Der Kampf, den die sozialen Bewegungen und die Indigenen-Organisationen gegen den Neoliberalismus führen, dauert nun schon über fünfzehn Jahre. Unter dem Vorwand der «Modernisierung» begann die Regierung anfangs der Neunzigerjahre, die Energieversorgung, die Telekommunikation oder auch das Ölgeschäft zu privatisieren. Als Reaktion darauf haben die Indigenen-Organisationen mit Unterstützung linker Kreise die Partei Pachakutik gegründet, was so viel heisst wie «Wendezeit». Diese Partei gewann 1996 auf Anhieb viele Sitze im Parlament.

Warum hat Pachakutik nicht schon damals für den politischen Wandel gesorgt?

Pachakutik war eine starke Bewegung mit vielen regionalen Leadern, aber ohne nationale Leitfigur, die aus der eigenen Partei herausgewachsen war. Es blieb nichts anderes übrig, als Präsidenten zu unterstützen, von denen Pachakutik glaubte, dass sie für ihre Ziele einstanden. Diese Strategie endete in einer grossen Enttäuschung. 1997 konnten die Rechten den Neoliberalismus sogar in der Verfassung verankern. Den grössten Schaden hat der Indigenenbewegung aber Lucio Gutiérrez zugefügt. Er erschien als Hoffnungsträger für die Linken und die Indígenas im politischen Rampenlicht und versprach, in Allianz mit Pachakutik die Zeitenwende herbeizuführen. Pachakutik sprang auf, die linken Organisationen und Basisbewegungen blieben skeptisch und gingen auf Distanz.

Zu Recht, wie sich zeigen sollte …

Ja. Denn die Leader der Pachakutik liessen sich von der Regierung korrumpieren. Der Verrat an den eigenen Werten gipfelte in der Unterschrift unter das Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds IWF.  
Das Mass war voll, als Gutiérrez seine politischen Gegner in Quito als Schurken bezeichnete. Dies setzte einen unerhörten Prozess in Gang. Das solchermassen angesprochene Volk selbst mobilisierte sich und jagte Gutiérrez 2006 im eigentlichen Sinn des Wortes und unter laufenden Fernsehkameras aus dem Palast. Es waren nicht die Parteien, auch nicht die Studenten, sondern die von Bewegten des ganzen Landes verstärkte untere Mittelschicht Quitos, die das gewaltfrei und mit viel Kreativität zustande brachte. Aus dieser Bewegung heraus kommt auch Rafael Correa.
Wer ist eigentlich dieser Rafael Correa?

Das fragten sich die Ecuadorianerinnen und Ecuadorianer auch, als er unter dem Übergangspräsidenten Alfredo Palacio zum Wirtschaftsminister aufstieg. Correa entstammt der Mittelschicht und ging auf katholische Privatschulen. Er studierte an der Katholischen Universität Louvain in Belgien und auf der University of Illinois in den USA, nachdem er in der Provinz Cotopaxi ein Jahr als Aktivist in einer indigenen Gemeinschaft verbracht hatte. Als Wirtschaftminister ging der nach eigenem Bekunden «christlich-humanistische Linke» Correa so zur Sache, wie das noch nie gesehen wurde im Land. Er verhandelte mit dem venezolanischen Präsidenten über die Weiterverarbeitung ecuadorianischen Erdöls in Venezuela und investierte die Einnahmen aus dem Erdölexport im Sozialbereich statt in der Rückzahlung der Schulden. Dann wurde er entlassen.

Pachakutik hatte in der Zwischenzeit mit Luis Macas einen Führer aus den eigenen Reihen als Präsidentschaftskandidaten aufgebaut. Warum unterstützten die Indigenen letztendlich doch Correa, als es um die Präsidentenwahl ging?  
Pachakutik war von der Regierungsbeteiligung mit Gutiérrez noch zu geschwächt, als dass diese Partei beim Volk eine Mehrheit gefunden hätte.  
Nun, nach einem guten Jahr Präsidentschaft, lässt sich der Leistungsausweis von Correa durchaus sehen: Seine Popularität ist hoch, Correas Liste «movimento pais» hat achtzig der 130 Mandate für die verfassungsgebende Versammlung gewonnen. Wie schätzen Sie die Regierung Correa ein?

Correa hält, was er verspricht. Das kommt an beim Volk. Die rechten Parteien übergeht er schroff, die linken Parteien bezieht er nicht mit ein. Es gibt auch keine wirkliche Einbindung von Basisorganisationen in den Regierungsprozess. Er legitimiert sein Tun direkt über das Volk, indem er Referenden abhält. Die Indigenen-Organisationen wie auch die linken Basisbewegungen beobachten diesen Prozess mit Hoffnung, aber auch mit Sorge.  
Wie ist das zu verstehen?

Wir unterstützen die Regierung dort, wo diese Unterstützung für den Wandel wichtig ist: im Kampf gegen die Herrschaft der Parteienfunktionäre und die Medien, die noch immer Sprachrohre der Rechten sind. Mit Sorge erfüllt uns, dass bisher noch keine Strukturveränderungen stattgefunden haben. Ob es die verfassungsgebende Versammlung schafft, die neoliberalen Grundzüge wieder aus der Verfassung zu kippen, bleibt offen. Schon versucht die Opposition rund um den Milliardär Alvaro Noboa, von Correas «movimento pais» Abgeordnete abzuwerben beziehungsweise zu kaufen. Zudem sind die Preise für Güter des täglichen Bedarfs bedrohlich gestiegen. Auch wenn allen klar ist, dass diese Preiserhöhungen politisch und von der Ultrarechten gesteuert sind – weh tun sie trotzdem.
Welche Rolle spielt die Kirche in diesem Prozess?

Die Haltung der kirchlichen Hierarchie inklusive Papst ist kläglich. Sie hat Angst, dass die katholischen Privatschulen angetastet werden, dass der Schwangerschaftsabbruch erlaubt wird und dass Homosexuelle heiraten dürfen. Zu den grundsätzlichen sozialen und politischen Fragen sagt die offizielle Kirche nichts. Damit schwächt sie den Aufbruch des Volkes. 
Die kirchlichen Basisgemeinden hingegen unterstützen die Regierung in ihren Zielen. Klar ist aber: Ein nachhaltiger politischer Wandel hin zu mehr sozialer Gerechtigkeit ist aber nur möglich, wenn jetzt viel in die Bildung investiert wird. Nur so können auch die einfachen Bürger politisch mündig werden und für ihre Interessen einstehen. Da ist auch die Kirche herausgefordert.










Interview: David Coulin

Eduardo Delgado Torres ist Leiter der politischen Partei «Polo Democratico», eines nationalen Zusammenschlusses von linken Organisationen und Basisgemeinden.

Kasten:
Verfassungsgebende Versammlung

«Wir müssen alle ins Boot holen»
Achtzig Prozent der Abgeordneten der verfassungsgebenden Versammlung gehören zur Regierungspartei oder stehen der Regierung nahe. Fernando Burbano, einziger Abgeordneter der Linkspartei «Izquierda Democrática» sagt, was das bedeutet.

«In der verfassungsgebenden Versammlung ringen 130 vom Volk direkt gewählte Abgesandte aus allen Landesgegenden um eine neue Verfassung für Ecuador. Achtzig Abgeordnete gehören zu Correas «movimento pais», weitere zwei Dutzend sind zusätzlich dem Regierungslager zuzuordnen. Darum herum gruppieren sich weitere Abgeordnete wie ich, die zwar viele Ziele der Regierung teilen, aber auch eine gewisse kritische Distanz wahren. Wir versuchen dafür zu sorgen, dass die Einflussnahme der Regierung auf die verfassungsgebende Versammlung nicht zu einem Diktat wird. Denn die Aufgabe der Versammlung muss sein, breitere Allianzen zu schmieden und auch die Kräfte mit einzubeziehen, die nicht oder nur wenig in die Versammlung eingebunden sind. Dazu gehören die Industrie, aber auch Teile der indigenen Bewegung. 

Ganz oben auf der Agenda der verfassungsgebenden Versammlung stehen die Trennung der Gerichte und der Verwaltung von der Politik sowie die Demokratisierung der Parteien. Ein Schwerpunkt ist auch das Bemühen um eine solidarischere Wirtschaft. Hier polarisiert Rafael Correa noch zu sehr. Er muss akzeptieren, dass es einen kompletten Wechsel des Wirtschaftssystems nicht geben kann. Die Versammlung arbeitet vielmehr daran, mit so genannten «organischen Gesetzen» punktuell Fragen der Privatisierung staatlicher Gesellschaften, der Steuern und Abgaben sowie auch der Regionalisierung der Politik und Wirtschaft klarer zu regeln. Dann stehen aber auch kulturelle Themen an wie die Revision des Sprachenartikels.»
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